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geordneten Organs des Betriebes einzuholen. Die notariell zu 
beurkundende Umwandlungserklärung muß enthalten:

1. die Errichtung einer GmbH oder AG;
2. die Übertragung der Fondsinhaberschaft des Betriebes 

auf die GmbH oder die AG;
3. die Bezeichnung der Beauftragten gemäß §3 Abs. 2;
4. den Gesellschaftsvertrag der GmbH oder die Satzung der 

AG.

(2) Der Umwandlungserklärung ist eine Abschlußbilanz so­
wie eine vom Übernehmenden und Umzuwandelnden Unter­
zeichnete Aufstellung über alle Rechte und Pflichten, Forde­
rungen und Verbindlichkeiten und die mit der Geschäftsbank 
getroffene Vereinbarung über die Ordnung bestehender Kre­
dite beizufügen.

(3) Für die Gründung und Tätigkeit einer GmbH gilt das
GmbH-Gesetz, für die einer AG das Aktiengesetz, soweit in 
dieser Verordnung keine speziellen Regelungen getroffen 
sind. ^

(4) Führt die umgewandelte Gesellschaft das vom Betrieb 
betriebene Unternehmen weiter, so kann sie die Firma fort­
führen, wobei statt der Bezeichnung VEB oder VEK die Be­
zeichnung „Gesellschaft mit beschränkter Haftung“ bzw. 
„Aktiengesellschaft“ aufzunehmen ist. Die umgewandelte Ge­
sellschaft kann auch eine neue Firma, gemäß den Rechtsvor­
schriften annehmen.

§5
Gründungsbericht, Gründungsprüfung

(1) Für die Umwandlung in eine GmbH oder AG ist eine 
Eröffnungsbilanz sowie nach § 24 Aktiengesetz ein Grün­
dungsbericht zu erstellen, in dem auch der Geschäftsverlauf 
und die Lage des Unternehmens darzulegen sind.

(2) Die Prüfung durch einen oder mehrere unabhängige 
Prüfer nach § 25 Abs. 2 des Aktiengesetzes hat in jedem Fall 
stattzufinden. Die Prüfung hat sich insbesondere darauf zu 
erstrecken, ob in der Aufstellung nach § 4 Abs. 2 alle Verbind­
lichkeiten des Betriebes aufgeführt sind. Die Ergebnisse sind 
in einem Prüfungsbericht darzustellen.

§ 6

Anmeldung und Eintragung der Umwandlung
(1) Die durch Umwandlung entstandene Gesellschaft ist 

beim Staatlichen Vertragsgericht zur Eintragung in das Regi­
ster anzumelden, in dessen Bezirk sich der Sitz der GmbH 
bzw. AG befindet.

(2) Der Anmeldung sind beizufügen:
1. die Umwandlungserklärung;
2. der Gründungsbericht und die Eröffnungsbilanz;
3. der Prüfungsbericht;
4. die Stellungnahme gemäß § 2;
5. die Aufstellung gemäß § 4 Abs. 2.

(3) Das Staatliche Vertragsgericht nimmt nach Vorlage der 
im Abs. 2 genannten Dokumente die Eintragung in das Regi­
ster vor.

§7
Wirksamwerden der Umwandlung, 

Rechtsnachfolge, Erlöschen
Die Umwandlung wird mit der Eintragung der GmbH bzw. 

der AG in das Register wirksam. Mit der Eintragung wird

die GmbH bzw. AG Rechtsnachfolger des umgewandelten Be­
triebes. Der vor der Umwandlung bestehende Betrieb ist da­
mit erloschen. Das Erlöschen des Betriebes ist von Amts 
wegen in das Register der volkseigenen Wirtschaft einzu­
tragen.

§ 8

Besteuerung
Für die GmbH bzw. AG gelten die Bestimmungen des 

Steuerrechts der DDR.

§9
Aufsichtsrat

In den GmbH und AG ist innerhalb, von 3 Monaten nach Um­
wandlung ein Aufsichtsrat zu bilden. Der Aufsichtsrat setzt 
sich zusammen aus mindestens

4 Aufsichtsratsmitgliedern, die durch die Belegschaft 
(darunter 1 leitender Mitarbeiter) entsandt werden;

4 Aufsichtsratsmitgliedern, die durch die Anteilseigner 
bestimmt werden, und

1 Aufsichtsratsmitglied, das durch die vorgenannten Auf­
sichtsratsmitglieder gewählt wird.

Bei Unternehmen mit weniger als 500 Beschäftigten kann die 
Zahl der Aufsichtsratsmitglieder proportional reduziert wer­
den.

§ 10
Verkauf von Anteilen

Der Verkauf von Geschäftsanteilen bzw. Aktien durch die 
Treuhandanstalt ist zulässig, sofern das durch Gesetz geregelt 
ist. Der Verkauf bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrates 
der Gesellschaft. Dabei sind die für die Beauftragten im Sta­
tut der Treuhandanstalt gesetzten Rechte und Pflichten ver­
bindlich. Im Falle der Veränderung der Beherrschungsver­
hältnisse in der Gesellschaft, z. B. bei Verkauf von Anteilen 
oder Erhöhung des Grund- bzw. Stammkapitals, ist die Zu­
stimmung der zuständigen Volksvertretung erforderlich.

Schlußbestimmungen

§11
Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung werden 

durch die zuständigen Minister und Leiter anderer zentraler 
Staatsorgane im Einvernehmen mit dem Vorsitzenden des 
Wirtschaftskomitees erlassen.

§12
Diese Verordnung tritt mit ihrer Veröffentlichung in Kraft.

Berlin, den 1. März 1990

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

Hans M о d г о w 
Vorsitzender

Christa L u f t  
Stellvertreter des Vorsitzenden 

des Ministerrates für Wirtschaft
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